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Die Zukunft der Rente – Schutz 
vor sozialer Ausgrenzung? 

Vorwort

Noch nie wurde das deutsche Renten-
system so einschneidend reformiert wie 
in den Jahren 2001 bis 2004: die zusätz-
liche kapitalgedeckte Privatvorsorge 
(„Riester-Rente“), der Nachhaltigkeits-
faktor, die nachgelagerte Besteuerung 
und die „Rürup-Rente“ wurden einge-
führt. Das sinkende Leistungsniveau der 
gesetzlichen Rentenversicherung soll 
durch eigenverantwortliche Vorsorge er-
gänzt werden. Schützt das neue System 
Durchschnitts- und Geringverdiener vor 
sozialer Ausgrenzung? Dieser Frage ging 
das internationale Forschungsprojekt 
„Private Pensions and Social Inclusion in 
Europe“ nach. Gefördert durch die Eu-
ropäische Union untersuchten Teams in 
Großbritannien, Italien, den Niederlan-
den, Polen, der Schweiz und in Deutsch-
land wie das Zusammenspiel von Markt 
und Staat dazu beiträgt, verschiedene 
Erwerbs- und Lebensverläufe im Alter 
abzusichern. 

Die vorliegende Broschüre fasst die Er-
gebnisse für Deutschland zusammen. 
Sie beginnt mit einem kurzen Überblick 
über die Reformen in den letzten 15 Jah-
ren. Anschließend wird anhand von zehn 
exemplarischen Biographien gezeigt, 
welche sozialen Auswirkungen das neue 
System hat. Nach einem kurzen Vergleich 
mit den europäischen Nachbarn wird 
schließlich das Zusammenwirken von 
Markt und Staat analysiert, um die Leit-

frage des Projektes zu beantworten: Wie 
leistungsfähig ist der Markt, was muss 
der Staat tun, um sozialen Ausschluss zu 
verhindern?

Das wichtigste Ergebnis der Studie ist, 
dass sich seit der Rentenreform 2001 zu-
sätzliche Vorsorge-Strukturen entwickelt 
haben, die Beschäftigte mit mittleren 
Einkommen vor sozialer Ausgrenzung 
schützen. Betriebsrenten sind zuneh-
mend verbreitet und mit der „Riester-
Rente“ ist ein innovatives Instrument der 
individuellen Vorsorge geschaff en wor-
den. 
Für Geringverdiener führt die verstärkte 
Anwendung des Äquivalenzprinzips im 
Alterssicherungssystem jedoch zu Ein-
kommensrisiken im Alter. Hier müssen 
Politik, Tarifpartner wie auch Privatwirt-
schaft handeln. 
Und auch das ist ein zentrales Ergebnis 
der Studie: die Zahl der Akteure, die für 
die soziale Absicherung verantwortlich 
sind, hat sich im neuen Rentensystem 
vervielfacht. Deren Interessen unter ei-
nen Hut zu bekommen und trotzdem 
sozialpolitische Ziele verwirklichen zu 
können, wird eine der Hauptaufgaben 
künftiger Rentenpolitik sein. 

Wir möchten an dieser Stelle all jenen Ex-
perten aus Politik und Wirtschaft danken, 
die durch interessante Interviews und 
Diskussionen sowie durch Informationen 
über betriebliche Vorsorgesysteme diese 
Studie unterstützt haben. 

Barbara Riedmüller, Michaela Willert
November 2005
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1. Das deutsche Rentensystem im Umbruch

1. Das deutsche Rentensystem 
im Umbruch - Die Entwicklungen 
der letzten 15 Jahre

Die Hintergründe für die Rentenrefor-
men der vergangenen 15 Jahre sind 
vielfältig. Zentral ist dabei der demogra-
phische Wandel, der alle Industriegesell-
schaften betriff t. Eine steigende Anzahl 
von Rentnerinnen und Rentnern muss 
künftig von immer weniger Beitragszah-
lern versorgt werden. Was während des 
Wirtschaftswachstums des vergange-
nen Jahrhunderts kein Problem war, er-
scheint in Rezessionszeiten als bedrohli-
ches Szenario. Zudem nehmen durch die 
stärkere Integration in den europäischen 
Wirtschafts- und Währungsraum die 
Handlungsmöglichkeiten für nationale 
Sozialpolitiken ab. Einerseits stehen die 
Sozialbudgets, in denen die Rentenzah-
lungen in allen Staaten den größten Pos-
ten bilden, unter kritischer Beobachtung 
der Nachbarstaaten und gemeinsamer 
Finanzinstitutionen. Andererseits wächst 
der internationale Wettbewerbsdruck, 
der – so wie er sich in der deutschen und 
europäischen Debatte darstellt – vor al-
lem durch die Höhe der „Lohnnebenkos-
ten“ entschieden wird. 
Hinzu kamen Probleme, die aus der Tra-
dition der deutschen Alterssicherung 
als Sozialversicherung herrühren. Die 
Gesetzliche Rentenversicherung (GRV) 
sollte vor allem Arbeitnehmer gegen 
Einkommensverluste im Alter absichern. 

In Zeiten zunehmender Arbeitslosigkeit 
und Frühverrentung, von unstetigeren 
Erwerbsverläufen und Teilzeit-Erwerbs-
tätigkeit verliert die Rentenversicherung 
ihre Beitragsbasis. Zugleich müssen 
durch die Finanzierung über das Um-
lagesystem die Renten derer gezahlt 
werden, die noch auf kontinuierliche 
Erwerbsverläufe und Beitragszeiten zu-
rückblicken können und jetzt ein fi nan-
ziell sorgenfreies Alter genießen dürfen. 
Dies löst Neiddebatten aus. 
Nicht unerwähnt bleiben dürfen die Fol-
gen der deutschen Wiedervereinigung. 
Die ostdeutschen Rentnerinnen und 
Rentner wurden sofort in das westdeut-
sche Rentensystem aufgenommen, was 
ihnen kontinuierliche und an die neuen 
Lebensverhältnisse angepasste Renten-
zahlungen gewährleistete. Außerdem lie-
ßen massenhafte Frühverrentungen die 
Zahl der Rentenempfänger sprunghaft 
ansteigen. Dabei sind die ostdeutschen 
Rentenzahlungen aus dem dortigen Bei-
tragsaufkommen nicht zu bewältigen, ist 
doch die Arbeitslosigkeit seit Jahren hoch 
und die wirtschaftliche Situation schwie-
rig. Dies ist eine zusätzliche Belastung 
des Renten- und des Staatshaushaltes. 
All dies trägt maßgeblich zur Krisenwahr-
nehmung des deutschen Rentensystems 
bei. 
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1. Das deutsche Rentensystem im Umbruch

1.1 Die Reformen vor der Jahrtau-
sendwende

Als Reaktionen wurden zwischen 1992 
und 2000 zahlreiche Veränderungen im 
System der gesetzlichen Rentenversiche-
rung vorgenommen. Positiv zu bewerten 
ist dabei, dass für Eltern, besonders für 
Frauen, die Anerkennung von Kinderer-
ziehungszeiten bei der Rentenberech-
nung verbessert wurde. Die weiteren 
Reformen dienten dazu, den Beitragssatz 
nicht zu stark steigen zu lassen. Es lassen 
sich drei Reform-Ebenen unterscheiden, 
die in Tabelle 1 dargestellt sind. 

Wenig Beachtung fand in dieser Zeit al-
lerdings die zusätzliche Altersvorsorge. 
Fast ausschließlich der GRV wurde die 
Aufgabe zugewiesen, den Lebensstan-
dard im Alter zu sichern. Betriebliche und 
private Altersvorsorgesysteme richteten 
sich eher an Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer mit Einkommen oberhalb 
der Versicherungspfl icht-Grenze (Bei-
tragsbemessungsgrenze). Dies änder-
te sich mit den Reformen von 2001 bis 
2004.

Ausweitung der 
Beitragsbasis

• Erhöhung des Rentenalters
• Ausweitung des Versichertenkreises (Studierende, Scheinselbst-

ständige, geringfügig Beschäftigte, Pfl egende)

Stärkere Steuer-
fi nanzierung der 
GRV

• Erhöhung der Mehrwertsteuer um 1% und Umwidmung für die 
GRV

• Beteiligung am Aufkommen aus der Ökosteuer
• Extra-Finanzierung der Einigungskosten und Kindererziehungsleis-

tungen

Reduzierung des 
Rentenniveaus

• Jährliche Anpassung der Rentenhöhe an die Nettolohnentwick-
lung bzw. Infl ationsrate (statt Bruttolohnanpassung) 

• Einführung von Rentenabschlägen bei vorzeitigem Ruhestand
• Abschaff ung der Berufsunfähigkeitsrente und Reform der Erwerbs-

minderungsrente
• Einführung (und später Rücknahme) eines „Demographischen 

Faktors“ 

Tabelle 1:  Drei Ebenen der Rentenreformen zwischen 1992 und 2000 
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1. Das deutsche Rentensystem im Umbruch

1.2 Ein neues Alterssicherungssystem

Mit dem Altersvermögensergänzungs-
gesetz (AVmEG) verabschiedete der 
Bundestag 2001 eine Reform, die das 
Rentenniveau noch einmal stark senkte. 
Dies betraf diesmal auch die Witwen-
rente. Das Ziel, ein bestimmtes Renten-
niveau durch die GRV zu sichern, wurde 
zugunsten der Beitragssatzstabilität auf-
gegeben. Dies markiert einen grundle-
genden Wandel: Die benötigten Ausga-
ben bestimmen nicht mehr die Höhe der 
Beiträge, sondern umgekehrt bestimmt 
eine festgelegte Beitragshöhe, wie hoch 
das Rentenniveau sein kann. Das Ziel der 
Lebensstandardsicherung kann die GRV 
dadurch nicht mehr erfüllen. Um dies 
trotzdem zu gewährleisten, sollen künf-
tig alle Rentenversicherten vier Prozent 
ihres Einkommens freiwillig in eine zu-
sätzliche Absicherung investieren. Dies 
kann entweder individuell (mit der sog. 
„Riester-Rente“) oder über den Betrieb 
geschehen. Beide Formen der Zusatz-
vorsorge werden staatlich bezuschusst. 
Die ehemals nur ergänzende Privat-Vor-
sorge wird nun zu einem wesentlichen 
Bestandteil des deutschen Alterssiche-
rungssystems für Arbeiter und Ange-
stellte. Das Rentenniveau wurde im Jahr 
2004 durch zwei weitere Reformen noch 
einmal gesenkt: durch den Nachhaltig-
keitsfaktor (RV-Nachhaltigkeitsgesetz) 
und durch die nachgelagerte Besteue-
rung (Alterseinkünftegesetz). Die erneu-

te Rentenniveau-Senkung verstärkte die 
Tendenz zu einem stärker privatisierten 
Rentensystem. Gleiches gilt für die Ein-
führung einer kapitalfundierten privaten 
Basisrente für Selbstständige und Beam-
te, die steuerlich der GRV gleichgestellt 
ist („Rürup-Rente“). 
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2. Die Wirkungen des neuen Sicherungssystems

2. Die Wirkungen des neuen Si-
cherungssystems

Wie wirkt sich dieser gravierende Wan-
del auf die künftigen Rentenhöhen aus? 
Kann das neue Alterssicherungssystem 
Durchschnitts- und Geringverdiener vor 
sozialer Ausgrenzung schützen? Um dar-
auf Antwort geben zu können, sollen 
hier exemplarisch zehn verschiedene Bi-
ographien näher betrachtet werden. Sie 
veranschaulichen typische Erwerbs- und 
Lebensverläufe in der Bundesrepublik 
Deutschland (Tabelle 2). 

Mit diesen Biographien richten wir den 
Blick weit in die Zukunft. Die Beispielbio-
graphien starteten ihr Erwerbsleben zwi-
schen 2003 und 2005 mit 18 bis 20 Jah-
ren. Das bedeutet, dass sie erst im Jahr 
2050 in den Ruhestand gehen werden. 
Für diese Biographien wurden die Leis-
tungen der GRV simuliert. Dabei war der 
derzeit gültige Rechtsstand ausschlag-
gebend, so wurde z.B. mit einem Renten-
eintrittsalter von 65 Jahren gerechnet. 
Um dem neuen Rentensystem gerecht 
zu werden, wurden außerdem die für 
ihre Branchen derzeit typischen Betriebs-
renten in die Simulationen einbezogen.1

Dabei wurden tarifvertragliche Regelun-
gen ebenso berücksichtigt wie einzelbe-
triebliche Lösungen. 

2.1 Die Höhe der Alterseinkommen

Um abzuschätzen, ob die erzielten           
Alteseinkommen eine ausreichende 
Höhe haben, wurden zwei Vergleichs-
maßstäbe gewählt. Der erste ist die Höhe 
der Grundsicherung im Alter. Der zweite 
ist ein theoretisches Maß der sozialen 
Inklusion. Es wird angenommen, dass 
ein Einkommen in Höhe von 40% des 
Durchschnittseinkommens eines Vollzei-
terwerbstätigen einen fi nanziell abge-
sicherten Lebensabend ermöglicht (In-
klusionsgrenze). In Abbildung 1 (Seite 10) 
werden die simulierten Brutto-Renten 
der einzelnen Biographien dargestellt.

1 Für die Annahmen und Vorgehensweise siehe Anhang.
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2. Die Wirkungen des neuen Sicherungssystems

Lfd. 
Nr.

Branche
Lebens-
Eink. *

Besonderheiten

Gering qualif. Teilzeit-
erwerbstätige

1
Einzelhan-
del

38% Teilzeit, 2 Kinder

Mittel qualif. Teilzeiter-
werbstätige

2 Öff . Dienst 62%
Teilzeit, mit 42 Jahren Wechsel 
zu Vollzeit, 2 Kinder, allein 
erziehend

Hausfrau

3a 13%
3 Kinder, Pfl egephase, 
geringfügiges Beschäfti-
gungsverhältnis 

3b
Nahrungs-
mittel

32%
+ Scheidung und anschlie-
ßende versicherte Tätigkeit 
mit 47 Jahren

Gering qualif. Arbeiter

4a

Automobil

81%

4b 60%
Langzeit – Arbeitslosigkeit im 
Alter

Mittel qualif. mit Er-
werbsunterbrechun-
gen und Selbststän-
digkeit

5 Bau 104%
Arbeitslosigkeit, Training und 
Selbstständigkeit ab Alter 34

Familien-Unternehmer 6 - 89% Nach kurzer Zeit Selbst.

Mittel qualif. Arbeiter 7 Chemie 121%
2 Scheidungen nach Versor-
ger-Ehe

Mittlerer Manager 8
Finanz-
dienstl.

137%

Migrant 9 Elektro 64% 
Migration mit Alter 36
In dieser Zeit Verdienst von 
60% bis 85%

Eckrentner 10 - 72%

45 Jahre erwerbstätig mit 
dem Durchschnittseink. aller 
GRV-Versicherten, 4% Eigen-
vorsorge

Tabelle 2:  Zehn Biographien

* In Relation zum Durchschnittsverdienst eines Vollzeiterwerbstätigen in der 
   Privatwirtschaft über 47 Jahre (von 18-65)
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2. Die Wirkungen des neuen Sicherungssystems

Für die meisten Beispiel-Individuen er-
gibt sich, dass sie im Ruhestand nicht auf 
Grundsicherung angewiesen sind. Eine 
Ausnahme ist die Biographie des Famili-
enunternehmers (6). Allerdings sind auch 
die Biographie der Hausfrau (3a) und die 
des Bauunternehmers (5) von Grundsi-
cherungsabhängigkeit bedroht. Durch 
die Besteuerung der Alterseinkünfte wür-
den ihre Netto-Renten unter der Einkom-
mensgrenze für den Bezug von Grundsi-
cherung liegen. Die niedrigen Renten 
der Selbstständigen resultieren daraus, 
dass sie nicht in der GRV versichert sind. 
Das Beispiel der Hausfrau ist als gering-
fügig Beschäftigte hingegen rentenver-
sichert, allerdings bringt ihr das nur eine 
sehr geringe Rente. Den größten Beitrag 
zu ihrem Alterseinkommen leisten die 
Zeiten der Kindererziehung und der Pfl e-
ge eines Angehörigen, die in der GRV be-
rücksichtigt werden. Kindererziehungs-
zeiten sind ebenfalls für die Beschäftigte 
im Einzelhandel (1) wichtig. Trotz ihrer 
kontinuierlichen Erwerbstätigkeit hat sie 
durch ihr niedriges Einkommen nur eine 
Rente knapp oberhalb der Grundsiche-
rung. Außerdem ist ihre Rente nicht viel 
höher als jene der geschiedenen Haus-
frau (3b). Diese hatte zwar ein geringeres 
Einkommen in ihrem Erwerbsleben, pro-
fi tiert jedoch stark von der Anerkennung 
ihrer Erziehungs- und Pfl egeleistungen 
sowie vom Versorgungsausgleich nach 
der Scheidung.

Aus Abbildung 1 wird weiterhin ersicht-
lich, dass sich für drei der Biographien 
eine Rente oberhalb der Inklusionsgren-
ze ergibt: für die Beschäftigte im öff ent-
lichen Dienst, den Arbeiter in der Che-
mieindustrie und den Angestellten bei 
einem Finanzdienstleister. Allen dreien 
ist gemeinsam, dass sie die höchsten Be-
triebsrenten haben. Nur diese ermöglicht 
es ihnen, ein Alterseinkommen oberhalb 
der Inklusionsgrenze zu beziehen. Dies 
wird besonders deutlich an der Beschäf-
tigten im Öff entlichen Dienst, die ein 
weitaus geringeres Lebenseinkommen 
als die anderen beiden hat. 

2.2 Ergänzender Vorsorgebedarf

Lässt sich die Lücke bis zur Inklusions-
grenze durch private Vorsorge schlie-
ßen? Darüber gibt Abbildung 2 (Seite 12) 
Auskunft. In ihr wird dargestellt, wie viel 
Prozent ihres Bruttoeinkommens die 
Einzelnen mit ihren exemplarischen Er-
werbsverläufen pro Jahr sparen müssten, 
um ein Einkommen in Höhe der Inklusi-
onsgrenze zu erzielen.2 

Nimmt man die 4% Eigenleistungen im 
Rahmen der „Riester-Rente“ als einen 
Maßstab dafür, wie viel Privatvorsorge 
leistbar ist, gelänge es dem Arbeiter aus 
der Autobranche (4a) und dem Eckrent-
ner (10), durch individuelle Altersvorsor-
ge die Inklusionsgrenze zu erreichen. 

2 Unter Annahme einer jährlichen Nominal-Verzinsung der Anlagen von 5,9 % (s. Anhang). 
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2. Die Wirkungen des neuen Sicherungssystems

Allerdings zahlen beide während ihres 
Erwerbslebens bereits Beiträge für eine 
Betriebsrente bzw. für die Eigenvorsor-
ge. Die private Vorsorge wäre in beiden 
Fällen noch einmal zusätzlich aufzubrin-
gen. 

Für die beiden Biographien der Selbst-
ständigen (5 und 6) kann man anneh-
men, dass sie in der Lage wären 9 bzw. 
12% ihres Einkommens für die Alters-
vorsorge aufzuwenden, da sie ja kei-
ne GRV-Beiträge zahlen. Allerdings ist 
recht wenig über das Vorsorgeverhalten 
Selbstständiger in der Bundesrepublik 
bekannt.3 So ist unklar, ob sie tatsächlich 
in dieser Höhe vorsorgen. 

Für die anderen Biographien gilt: die 
Betroff enen sind nicht in der Lage, die 
Lücke zwischen ihrer Rente und der In-
klusionsgrenze durch individuelle Vor-
sorge zu schließen. Die Beschäftigte 
im Einzelhandel (Biographie 1) ist zwar 
abgesehen von einer Phase der Kinder-
erziehung kontinuierlich erwerbstätig, 
doch ist ihr Einkommen zu niedrig, um 
eine ausreichend hohe Rente zu bekom-
men. Trotz einer tarifvertraglich verein-
barten Betriebsrente, die knapp 7% zu 
ihren Alterseinkünften beiträgt, müsste 
sie zusätzlich einen Betrag von 16% ih-
res Einkommens jährlich sparen, um die 
Inklusionsgrenze zu erreichen. Dies ist je-
doch sehr unwahrscheinlich. Das gleiche 
gilt für die nur geringfügig beschäftigte 

Hausfrau (3a und b), die jedoch gar keine 
bzw. nur eine sehr kleine Betriebsrente 
bezieht. Anders hingegen bei der Biogra-
phie des Migranten: Er verdient während 
seiner Erwerbstätigkeit in Deutschland, 
die er ab dem 36. Lebensjahr ausübt, zwi-
schen 60 und 85% eines durchschnittli-
chen Vollzeiterwerbstätigen. Allerdings 
ist er zu kurz im deutschen Rentensystem 
versichert, um eine ausreichende Rente 
zu bekommen. Entsprechend hoch ist 
mit 16% der Anteil, den er privat sparen 
müsste.

2.3 Absicherung durch den Partner?

Besonders bei den weiblichen Biogra-
phien liegt die Vermutung nahe, dass sie 
im Alter auf die Versorgung durch ihren 
Partner bauen können. Abbildung 3 (Sei-
te 14) zeigt jedoch, dass dies nicht unbe-
dingt zutriff t. 

Keine der dargestellten Partner-Kombi-
nationen erreicht die Inklusionsgrenze. 
Besonders in Verbindung mit dem Ar-
beiter aus der Autoindustrie (4a) ist dies 
kritisch zu bewerten, da in beiden Fällen 
während des Erwerbslebens nicht viel 
Geld für eine private Vorsorge zur Verfü-
gung steht. Bei den beiden selbststän-
digen Partnern (5 und 6) ist wiederum 
off en, in welchem Umfang sie zusätzlich 
für den Ruhestand der Partnerin Vorsor-
ge treff en (können). 

3 Einige Ergebnisse, die darauf hindeuten dass Selbstständige unzureichend für ihr Alter 
vorsorgen, fi nden sich in: Fachinger, Uwe (2002): Sparfähigkeit und Vorsorge gegenüber 
sozialen Risiken bei Selbständigen: Einige Informationen auf der Basis der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1998. ZeS-Arbeitspapier 1/2002. Bremen.
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2.4 Zwischenbilanz

Die Simulationen zeigen, dass das re-
formierte System der Altersvorsorge 
mittlere Einkommen in Deutschland vor 
Armut im Alter schützen kann. Die ge-
setzliche Rentenversicherung wird auch 
dann noch für die meisten dargestellten 
Erwerbsverläufe die wichtigste Einkom-
mensquelle im Alter sein. Jedoch hängt 
entscheidend vom Vorhandensein und 
der Ausgestaltung von Betriebsrenten 
ab, wie gut es den Rentnerinnen und 
Rentnern einmal gehen wird. Die Simula-
tionen zeigen, dass es in vielen Branchen 
in dieser Hinsicht noch Nachholbedarf 
gibt. Aus gleichen Erwerbsverläufen und 
Einkommen können künftig unterschied-
lich hohe Rentenzahlungen resultieren, 
je nach der Branche oder dem Betrieb, in 
dem jemand arbeitet. 

Die Grenzen des Systems verdeutlicht die 
Biographie des Arbeiters in der Automo-
bilbranche. Mit einem Lebenseinkom-
men in Höhe von 80% des Durchschnitts-
verdienstes eines Vollzeiterwerbstätigen 
ermöglichen eine moderate Betriebsren-
te und eine jährliche Privatvorsorge nach 
den „Riester-Vorgaben“ einen fi nanziell 
sorgenfreien Lebensabend. Bezieher von 
niedrigeren Einkommen und jene mit 
Lücken in ihrer Versichertenbiographie 
sind in dem neuen System allerdings 
nicht hinreichend vor fi nanziellen Sorgen 
im Alter geschützt. Dies betriff t vor allem 

Frauen mit Teilzeiterwerbstätigkeit und/
oder geringfügiger Beschäftigung. Die 
Beispiel-Biographie der Teilzeiterwerbs-
tätigen im Einzelhandel verdeutlicht dies 
besonders. Hier hilft auch der Verweis auf 
die Rente eines Ehepartners nicht. 

Ebenso weisen Migrantinnen und Mig-
ranten entsprechende Lücken im Ren-
tenverlauf auf, wenn es keine Renten-Ab-
kommen mit ihren Heimatländern gibt. 
Die „verspätete“ Ankunft im deutschen 
Rentensystem (erst 36 mit Jahren) ist bis 
zur Rente nicht mehr aufzuholen. 

2.5 Lehren aus dem Ausland?

Wie sichern andere Länder diese sozialen 
Gruppen ab? In Abbildung 4 (Seite 16) 
werden die Renten der Teilzeiterwerbstä-
tigen im Einzelhandel (1), des Arbeiters in 
der Autoindustrie (4) und des Selbststän-
digen in der Bauwirtschaft (5) in Deutsch-
land, Großbritannien, Schweiz und den 
Niederlanden miteinander verglichen. In 
allen Ländern werden die Leistungen des 
staatlichen Rentensystems und Betriebs-
renten berücksichtigt. Die Rentenhöhe 
ist jeweils zu den nationalen Inklusions-
grenzen (40% des Durchschnittseinkom-
mens eines Vollzeiterwerbstätigen) ins 
Verhältnis gesetzt. 
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A
bbildung 4: Vergleich der Rentenhöhen in vier Ländern; in Prozent der nationalen Inklusionsgrenze 
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Zwei der drei Biographien beziehen in 
Deutschland die niedrigste Rente. Das 
liegt an der strengen Auslegung des 
Äquivalenzprinzips in der GRV und den 
vergleichsweise niedrigen Beiträgen für 
Betriebsrenten. Welche weiteren Rege-
lungen führen zu höheren Renten in den 
Vergleichsländern? 

Die staatliche Rente der Teilzeitbeschäf-
tigten (1) wird in den drei Ländern mit 
einer längeren Tradition der privaten Vor-
sorge auf ein Mindestniveau angehoben. 
Sie hat zwar in allen Ländern auch eine 
Betriebsrente, jedoch in sehr unterschied-
lichem Umfang. In der Schweiz sind de-
ren Leistungen durch gesetzliche Mini-
malvorgaben defi niert. Die Niederländer 
hingegen haben branchenweite Pensi-
onsfonds, deren Beiträge und Leistungen 
tarifvertraglich geregelt sind. Zumeist ist 
die Rentenhöhe gehaltsabhängig („defi -
ned benefi t“-System). In Großbritannien ist 
die betriebliche Vorsorge hingegen – wie 
in Deutschland – freiwillig.

Auch die Rente des Arbeiters in der Au-
toindustrie (4) schneidet aufgrund der 
Betriebsrenten in den Niederlanden und 
der Schweiz besser ab. In Großbritannien 
stammen seine Renten-Einkünfte zum 
größten Teil aus einem beitragsdefi nier-
ten System („defi ned contribution“). Die 
staatliche Grundrente macht ca. ein Drit-
tel seiner Einnahmen aus. 

Die Biographie des Selbstständigen (5) 
verfügt in Deutschland kaum über Ren-
teneinkünfte aus dem staatlichen Sys-
tem, da er nicht versicherungspfl ichtig 
ist. Seine kleine GRV-Rente beruht auf 
einer abhängigen Beschäftigung zu 
Beginn seines Erwerbslebens. In Groß-
britannien ist er im staatlichen Grund-
rentensystem versichert. Die anderen 
beiden Länder beziehen Selbstständige 
ebenfalls in die Versicherungspfl icht ein. 
Deren Leistungen sind weitaus höher 
als in Großbritannien. In den Niederlan-
den steht zudem der Pensionsfonds des 
Bausektors für Selbstständige off en. Dies 
verbessert die soziale Inklusion dieser                                    
Biographie erheblich. 

So unterschiedlich die Systeme, so ver-
schieden sind auch die Rentenhöhen 
der vorgestellten Biographien. Deutlich 
wird jedoch, dass das deutsche System 
im Vergleich (noch) nicht optimal arbei-
tet. Vielmehr ähneln die Ergebnisse dem 
niedrigen Niveau Großbritanniens.4 Dort 
wird seit langem versucht, die verbrei-
tete Altersarmut in den Griff  zu bekom-
men. Die Schweiz und besonders die 
Niederlande scheinen hingegen eine 
Mischung aus hinreichender staatlicher 
Absicherung und privatwirtschaftlichem 
Engagement gefunden zu haben, die zu 
einer hohen sozialen Inklusionsfähigkeit 
des Rentensystems führt. 

4 Dieses Ergebnis triff t auch beim Vergleich aller Beispielbiographien zu. 
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3. Wie wirken Markt und Staat zu-
sammen?

Im folgenden Abschnitt wird das Zusam-
menwirken der verschiedenen Elemente 
und Akteure des deutschen Alterssiche-
rungssystems gezeigt, das zu den prä-
sentierten Ergebnissen führt. Welche 
Bestandteile des neuen Systems arbei-
ten schon kurze Zeit nach den Reformen 
besonders gut? Wo gilt es, die individu-
ellen und privatwirtschaftlichen Akteure 
stärker zu unterstützen?

3.1 Sensibilität für die Belange von 
Frauen

Zunächst lässt sich feststellen, dass die 
Rentenreformen ein hohes Maß an Sen-
sibilität für Frauen- und besonders Müt-
terbelange aufwiesen. Dies zeigt sich in 
den Regelungen zur Kindererziehung 
in der GRV. Auch für die Zusatzvorsorge 
triff t dies zu: genannt seien hier die ver-
kürzten Zeiten für den Anspruch auf eine 
Betriebsrente und die Kinderzulage bei 
der Riester-Rente, die während der Re-
form des Jahres 2001 mit Blick auf allein 
Erziehende diskutiert wurden. Außerdem 
kann bei der Riester-Rente die Einfüh-
rung von Zulagen für nicht erwerbstä-
tige Partner als ein Versuch interpretiert 
werden, eigenständige Rentenanwart-
schaften von Frauen auch in traditionel-
len Lebensformen einzuführen. Schließ-

lich gelten ab 2006 für die Produkte der 
Riester-Rente Unisex-Tarife, so dass die 
Niveausenkungen der GRV von Frauen 
und Männern mit gleich hohen Beiträ-
gen für die Zusatzvorsorge ausgeglichen 
werden können.

 
3.2 Betriebsrenten

Die Entwicklung der betrieblichen Vor-
sorge wird als ein großer Erfolg der Ren-
tenreform 2001 angesehen. Noch in der 
Studie „Altersvorsorge in Deutschland 
(AVID) 1996“ verfügten ein Drittel der 
westdeutschen Männer zwischen 41 
und 60 Jahren und nur 12% der Frauen 
über Anwartschaften in einer betrieb-
lichen Versorgungseinrichtung. Darun-
ter fanden sich vor allem Personen mit 
höheren Einkommen. Für das Jahr 2001 
dagegen zeigt eine Infratest-Studie, dass 
in Westdeutschland 35% der sozialversi-
cherungspfl ichtig beschäftigten Frauen 
und 44% der Männer eine Betriebsren-
te haben. Weniger als zwei Jahre später 
sind die Anteile für die Frauen auf 41%, 
für die Männer auf 48% gestiegen. 15% 
der Firmen gaben an, nach 2001 ihre Be-
triebsrente ausgebaut oder neu einge-
führt zu haben.5 

Es gibt drei Gründe für diese 
positive Entwicklung: 

Erstens engagieren sich Gewerkschaften 

5 Infratest Sozialforschung / Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung (BMGS) 
(2003): Situation und Entwicklung der betrieblichen Altersversorgung in Privatwirtschaft und 
öff entlichem Dienst 2001 – 2003. Endbericht.  München
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stark für ihre Mitglieder, wenn diese von 
der Reduzierung der GRV-Leistungen be-
sonders betroff en sind. Sehr früh wurde 
in diesem Sinne die Gewerkschaft des 
Baugewerbes (IG BAU) aktiv. Niedrige 
Löhne, hohe Mobilität und häufi ge sai-
sonale Arbeitslosigkeit kennzeichnen die 
Arbeitsbedingungen der Beschäftigten 
in dieser Branche. Ähnliches triff t für die 
Angestellten im Hotel- und Gaststätten-
bereich, für den Einzelhandel sowie für 
die Nahrungsmittelindustrie zu. In diesen 
Branchen einigten sich die Tarifpartner 
schon kurz nach der Rentenreform 2001 
darauf, obligatorische Betriebsrenten mit 
Arbeitgeberbeiträgen einzuführen. Ent-
sprechend fi nden sich hier die höchsten 
Zuwächse an Beschäftigten mit Betriebs-
renten (+17%-Punkte im Gastgewerbe, 
+11%-Punkte im Handel). Die Möglich-
keit der freiwilligen Entgeltumwandlung 
wurde in zahlreichen weiteren Branchen 
tarifvertraglich verankert und durch die 
Einrichtung von Versorgungswerken un-
terstützt. Zu diesen gehören die „Metall-
rente“, der „Chemie-Pensionsfonds“, die 
SOKA-Bau und die „hoga-Rente“.

Der zweite Grund für die positive Ent-
wicklung sind die wirtschaftlichen Anrei-
ze für Unternehmer, Betriebsrenten kos-
tengünstig einzuführen. Die steuerliche 
Förderung und die Befreiung der Bei-
träge von der Sozialversicherungspfl icht 
spielen hier eine wichtige Rolle. Eine 
nähere Betrachtung der Tarifverträge 

zur Altersvorsorge zeigt, dass sehr häufi g 
bereits bestehende tarifl iche Leistungen 
in eine Altersvorsorge umgewidmet und 
mit den eingesparten Sozialversiche-
rungsbeiträgen aufgestockt wurden. So 
wurde im Hotel- und Gaststättengewer-
be das Urlaubsgeld in eine Zusatzrente 
umgewandelt, im Einzelhandel die Ver-
mögenswirksamen Leistungen. Allein 
im Baugewerbe wurden zusätzliche 
Leistungen für die Rente vereinbart. So 
wichtig und positiv diese ersten Schrit-
te zu einer verstärkten Vorsorge auf Be-
triebsebene auch sind, bislang sind sie 
überwiegend ein Ersatz für bestehende 
tarifl iche Sozialleistungen statt wirkliche 
Zusatzvorsorge. 

Der dritte Faktor für die positive Betriebs-
rentenentwicklung sind die Betriebsräte 
in den Unternehmen, die für die Einfüh-
rung und hohe Beteiligung an Betriebs-
renten eintreten. Eine Studie der Vikto-
ria-Versicherungen zeigt, dass etwa die 
Hälfte der Ausweitungen betrieblicher 
Vorsorge auf das Engagement von Be-
triebsräten zurückgeht.6 Zudem werben 
sie häufi g für eine höhere Beteiligung an 
den Betriebsrenten unter den Beschäf-
tigten. 

Herausforderungen für die betriebliche 
Altersvorsorge

Die erfreuliche Entwicklung im Bereich 
der Betriebsrenten wird vor allem durch 

6 Victoria Versicherungen (2004): Aktuelle Studie: Mehr Führungskräfte als Mitarbeiter nutzen 
die betriebliche Altersvorsorge. Presseerklärung vom 25.5. Düsseldorf
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erziehungs- oder pfl egebedingten Er-
werbslücken bei den Betriebsrenten. Die 
neuen Systeme beruhen auf der Zah-
lung eines bestimmten Beitrages. In der 
Elternzeit werden dann keine Beiträge 
gezahlt, die Betriebsrente verringert sich. 
Davon sind besonders Frauen betroff en. 
In Großbritannien sind Arbeitgeber ver-
pfl ichtet, die Beiträge für Frauen weiter-
zuzahlen. In Deutschland gleicht bislang 
nur das Versorgungswerk des öff entli-
chen Dienstes solche Lücken aus. Hier 
liegt noch eine große Aufgabe vor den 
Tarifpartnern, weibliche Erwerbsbiogra-
phien stärker zu berücksichtigen. 

3.3 Individuelle Vorsorge

Die Vorsorge mit Lebensversicherungen 
hat Tradition in der Bundesrepublik. Im 
Jahr 2000 bestanden laut den Angaben 
der Versicherungswirtschaft 73 Millionen 
Lebens- und Rentenversicherungsverträ-
ge. Individuelle Vorsorge ist für die Deut-
schen also kein Neuland. Doch bislang 
sind die so ersparten Vermögen noch zu 
niedrig, um den länger werdenden Ru-
hestand abzusichern. Trotzdem sind die 
Abschlüsse von „Riester-Renten“ bislang 
hinter den Erwartungen zurückgeblie-
ben.
Die Einführung der „Riester-Rente“ mit 
der Zulagen- und Steuerförderung ist im 
europäischen Vergleich ein innovatives 
Instrument der privaten Vorsorge. Beson-

mittlere und größere Betriebe getragen. 
Kleinere Betriebe bieten ihren Beschäf-
tigten wesentlich seltener eine Zusatz-
vorsorge an. Besonders bedenklich ist 
die Situation in Betrieben mit unter 50 
Beschäftigten. Weniger als ein Drittel 
der Angestellten verfügt dort über eine 
Zusatzversorgung. Die Zuwachsraten 
seit der Rentenreform 2001 weisen auch 
nicht darauf hin, dass zu den Beteili-
gungsquoten größerer Betriebe schnell 
aufgeschlossen würde. Der Grund dafür 
liegt in einer geringeren Erfassung der 
kleinen und mittleren Unternehmen 
von Tarifverträgen, so dass sie nicht an 
Branchenlösungen partizipieren. Zudem 
gibt es in kleinen Unternehmen seltener 
Betriebsräte. In der Folge sind Kleinun-
ternehmerinnen und -unternehmer sel-
tener mit Forderungen ihrer Belegschaft 
nach Entgeltumwandlung konfrontiert. 
Außerdem fühlen sie sich schlechter in-
formiert als Unternehmer mit höheren 
Beschäftigtenzahlen. Ein Ausweg aus 
dieser Situation könnte sein, die Un-
ternehmer zum Angebot von Entgelt-
umwandlung zu verpfl ichten, statt wie 
momentan die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer zu den Initiatoren betrieb-
licher Vorsorge zu machen. Ein Angebot 
durch die Arbeitgeber würde zudem 
eher zur deutschen Tradition unterneh-
merischer Sozialpolitik passen. 

Eine zweite Herausforderung ist die bis-
lang zu geringe Berücksichtigung von 
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ders attraktiv ist diese Vorsorgeform für 
Familien sowie für Niedrigverdienerinnen 
oder Arbeitnehmer, die häufi ger den Ar-
beitsplatz wechseln bzw. von Phasen der 
Erwerbslosigkeit betroff en sind. Für Be-
zieher mittlerer und höherer Einkommen 
mit relativ sicherem Arbeitsplatz steht die 
„Riester-Rente“ hingegen in großer Kon-
kurrenz zur Entgeltumwandlung. 

Für jene Personen, die von der „Riester-
Rente“ am meisten profi tieren könnten, 
könnte die Produktvielfalt ein Hindernis 
für den Vertragsabschluss sein. Verschie-
dene Studien zeigen, wie wichtig Wissen 
für die Vorsorge ist.7 Im Fall der Riester-
Rente ist es das Wissen um die eigene 
Förderfähigkeit und das Verfahren sowie 
den Umfang der Förderung, genereller 
jedoch auch das allgemeine Wissen über 
fi nanzielle Belange („fi nancial literacy“). 
Gerade Personen mit niedrigen Einkom-
men verfügen jedoch seltener über die-
ses Wissen.8 Ihnen fehlt die Reduktion 
der Komplexität, die in der betrieblichen 
Vorsorge durch die Arbeitgeber oder Ge-
werkschaften geleistet wird. Diese wäh-
len die Produkte aus und die Beiträge 
werden automatisch jeden Monat vom 
Lohn bzw. Gehalt abgezogen. 

Auch für Selbstständige wurde mit der 
„Rürup-Rente“ eine Möglichkeit geschaf-
fen, eine steuerlich geförderte Altersvor-
sorge aufzubauen. Deren Entwicklung 

lässt sich im Moment noch nicht absehen. 
Allerdings wäre es für Start-up Unterneh-
mer sinnvoll, eine Zulagenförderung ähn-
lich wie bei der „Riester-Rente“ anzubie-
ten, da bei Beginn der Selbstständigkeit 
häufi g zu geringe Einnahmen vorhanden 
sind, um steuerliche Abschreibungsmög-
lichkeiten sinnvoll zu nutzen. 

Es ist jetzt Aufgabe der Anbieter von Pro-
dukten der privaten Altersvorsorge, das 
Langfrist-Potenzial von Niedrigverdiene-
rinnen und Selbstständigen abzuschät-
zen und entsprechende Produkte zu 
verkaufen. Dass es an diesem Bewusst-
sein fehlen könnte, darauf weist der Chef 
einer der größten unabhängigen Finanz-
beratungsgruppen in Deutschland, Rein-
fried Pohl, in einem Interview mit der FAZ 
im November 2004 hin: 

„Zuerst geht es aber tatsächlich darum, die 
Anbieter von dem Produkt zu überzeugen. 
Denn vom Kunden wird nur gekauft, was 
vom Berater angeboten wird. Die Aufklä-
rung und Motivation muß also unmittelbar 
beim Vermittler ansetzen: Er kann mit dem 
Verkauf von „Riester-Produkten“ vielleicht 
zwar nicht reich werden, aber er bindet die 
Kunden an seine Beratung.“9

Ein verlässlicher regulativer Rahmen und 
die langfristige Prognostizierbarkeit der 
Förderbedingungen sind dafür unerläss-
lich.

7 Besonders hervorzuheben ist hier Bertelsmann Stiftung (Hg.)(2003): Vorsorgereport. Private 
Alterssicherung in Deutschland. Gütersloh, Verlag Bertelsmann Stiftung
8 Dies zeigen z.B. Leinert, Johannes/Wagner, Gert G. (2004): Konsumentensouveränität auf 
Vorsorgemärkten eingeschränkt. Mangelnde „Financial Literacy“ in Deutschland. DIW-Wochen-
bericht 30/2004. Berlin.
9 Beck, Hanno/Uttich, Steff en (2004): Altersvorsorge: „Die Rürup-Rente ist ein Rohrkrepierer”. 
Interview mit Reinfried Pohl. Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 262: 23
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4. Schlussfolgerungen

Die neuen ergänzenden Systeme der 
Altersvorsorge beweisen ein hohes Po-
tenzial, Durchschnittsverdiener mit ei-
ner engen Bindung an den Arbeitmarkt 
im Alter gut zu versorgen. Die staatliche 
Rahmensetzung und nicht-staatliches 
Engagement führten bereits zu einer 
starken Ausweitung betrieblicher Vor-
sorgeformen selbst für Beschäftigte, die 
bislang geringere Chancen auf eine Be-
triebsrente hatten. Die Möglichkeiten 
für Frauen haben sich in diesem Bereich 
stark verbessert. Allerdings ist die Ausge-
staltung besonders für Beschäftigte mit 
Pfl egeaufgaben derzeit noch nicht opti-
mal. Auch die „Riester-Rente“ bietet eine 
attraktive Vorsorgemöglichkeit, deren 
Potenzial jedoch bei weitem noch nicht 
ausgeschöpft ist. 

Das neue Alterssicherungssystem legt 
in fast allen seinen Zweigen das Äquiva-
lenzprinzip sehr eng aus. Dies gilt für die 
GRV ebenso wie für die Privatvorsorge. 
Auch die neuen tarifvertraglichen Be-
triebsrenten sehen meist die Zahlung 
bestimmter Beiträge vor, nicht aber eine 
gehaltsabhängige Rente. Ausnahmen 
vom Leistungsprinzip fi nden sich in der 
Anerkennung der Erziehungsleistungen 
in der GRV und in der Förderung nicht-
erwerbstätiger Ehepartner bei der „Ries-
ter-Rente“. Wie die Simulationen jedoch 
zeigen, führt der enge Zusammenhang 

von Beiträgen und Rentenleistungen 
dazu, dass die Privat- und Betriebsvor-
sorge bei Niedrigverdienern nicht für 
ein fi nanziell sorgenfreies Alter ausreicht. 
Für Versicherte mit langen Beitragszei-
ten und niedrigen Renten wäre deshalb 
eine Mindestrente im Rahmen der GRV 
angemessen, um Unabhängigkeit von 
staatlichen Transfers bzw. vom Partner-
Einkommen zu gewährleisten.10 

Auch über die Absicherung der Selbst-
ständigen sollte erneut diskutiert werden, 
wie die Simulationen zeigen. Hier fehlt 
bislang fundiertes empirisches Wissen 
darüber, wie „Freelancer“ oder Ich-AGs für 
das Alter vorsorgen. Einige Selbstständi-
ge sind zwar in der GRV pfl ichtversichert. 
Allerdings sind die Regelungen unü-
bersichtlich und die Durchsetzung der 
Versicherungspfl icht schwierig. Verschie-
dene Ansätze sollten auf ihre Wirksam-
keit hinsichtlich der sozialen Inklusion 
geprüft werden: eine Nachweis-Pfl icht 
über einen Altersvorsorgevertrag, eine 
Pfl ichtversicherung aller Selbstständigen 
auf einer Mindestbeitragsbasis oder die 
Möglichkeit, auch als Kleinunternehmer 
in branchenspezifi sche Pensionsfonds 
einzuzahlen.

Beide Gruppen, Niedrigverdiener und 
Selbstständige, werden künftig einen 
größeren Teil der Erwerbstätigen ausma-
chen. Dies legt allein schon die gegen-
wärtige Ausrichtung der Arbeitsmarkt-

10 Eine solche Regelung gibt es bereits als  „Rente nach Mindesteinkommen“. Sie gilt jedoch 
nur für Einkommen vor 1992.
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politik nahe. Als Beispiele dafür seien die 
Ausweitung von Mini- und Midi-Jobs, 
die Diskussionen um den Niedriglohn-
sektor und die Förderung von Ich-AGs 
genannt. 

Die Simulationen der Renten, der Ver-
gleich mit den anderen Ländern wie 
auch die Analyse der Zusatzversorgung 
zeigen deutlich: Die soziale Inklusion im 
neuen deutschen Alterssicherungssys-
tem ist die Aufgabe vieler Akteure gewor-
den. Arbeitsmarkt-, Familien-, Finanz- und 
Rentenpolitik; staatliche Regulierung, 
tarifpartnerschaftliches Engagement, 
die Interessen privatwirtschaftlicher An-
bieter und der Menschen machen einen 
Konsens schwieriger. In den letzten Jah-
ren war dieser Konsens jedoch schneller 
über haushaltspolitische als über sozial-
politische Ziele zu erreichen. 
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Anhang 

Annahmen und Methoden 
zur Rentensimulation 

Alle Partner des Projektes „Private Pensi-
ons and Social Inclusion in Europe“ simu-
lierten Alterseinkommen für die gleichen 
Biographien. Jeder Biographie wurde für 
jedes Jahr ein Einkommen in Relation 
zum nationalen Durchschnittsverdienst 
eines Vollzeiterwerbstätigen zugeordnet 
und die daraus entstehenden Rentenan-
sprüche des jeweiligen Rentensystems 
ermittelt. 
Alle Partner nutzten die gleichen Annah-
men über die wirtschaftliche Entwick-
lung: 

• 2.0 % reales Lohnwachstum p.a.  
• 4.0 % reale Verzinsung von Anlagen/Be-

triebsrenten-Beiträgen p.a. 
• 1.9 % Infl ation p.a.

Berechnungsgrößen und deren 
Fortschreibung in die Zukunft: 

Für die deutschen Simulationen wurden 
die Werte für das Lohnwachstum sowohl 
für den Durchschnittsverdienst eines 
Vollzeiterwerbstätigen, als auch für die 
Einkünfte der GRV-Versicherten ange-
nommen. 
Die Fortschreibung des aktuellen Renten-
wertes folgte den Annahmen des VDR, 
wonach der Anstieg des Rentenwertes 

künftig 0,7 Prozentpunkte hinter dem 
Lohnwachstum zurückbleiben würde.11 
Genauso wurde der Regelbedarf der 
„Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung“ in die Zukunft fortge-
schrieben, die Miethöhen wurden der 
Infl ation angepasst. 

Vergleichsmaße:

Die Höhe der Grundsicherung richtet 
sich für allein lebende Rentner nach der 
Grundsicherung für einen Single, für ver-
heiratete Rentner wurde die Hälfte des 
Grundsicherungsbetrages für ein Ehe-
paar angenommen.
Der Betrag für das Maß der Inklusions-
grenze in Höhe von 40% der Bruttoein-
künfte eines Vollzeitbeschäftigten ist 
höher als die sonst üblichen Armuts-
grenzen. Die EU verwendet bspw. 60% 
des Medians der durchschnittlichen Net-
toeinkommen. Der Vorteil der im Projekt 
„Private Pensions“ gewählten Grenze ist, 
dass in dem so ermittelten fi nanziellen 
Maßstab für soziale Inklusion Mittel für 
medizinische Versorgung und kulturelle 
Aktivitäten berücksichtigt sind. Zwei-
tens wurden im Projekt Brutto-Renten 
simuliert, die auf diese Weise mit einem 
Brutto-Maß verglichen werden. Drittens 
ist mit diesem Maß der Anspruch der in-
ternationalen Vergleichbarkeit erfüllt. 
Die Inklusionsgrenze für Ehepaare be-
trägt 150% der Grenze für Singles (ge-
mäß OECD-Äquivalenzskala). 

11 Siehe Verband Deutscher Rentenversicherungsträger (2004): Neue Renteninformation. Pres-
semitteilung vom 4.3. Frankfurt M./Berlin
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Ausgangswert/Jahr Ausgangsjahr Quelle

Durchschnittsverdienst 
eines Vollzeiterwerbstätigen

40.229 € 2003 Eurostat

Durchschnittseinkommen 
von GRV-Versicherten 

29.230 € 2003 VDR

Grundsicherung für Singles

Regelsatz: 4.140 € 2005 Regelsatzverordnung 

Miete: 3.540 €* 2002
Statistisches Bundes-
amt

Grundsicherung für Paare

Regelsatz: 7.452 € 2005 Regelsatzverordnung

Miete: 4.738 €* 2002
Statistisches Bundes-
amt

*inkl. 20% Heizkosten
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